
Aktuelles

44-€-Freigrenze steigt auf 50 €  
ab 01.01.2022
Die sogenannte Sachbezugsfreigrenze  
steigt zum 01.01.2022 auf monatlich 50 €.  
Diese Freigrenze gilt für alle (ansonsten) 
steuerpflichtigen Sachbezüge, die lohn­
steuerlich mit den Endpreisen am Abgabeort 
bewertet werden.

Erhält der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber Sach-
bezüge statt Geld, sind diese im Regelfall steuer-

pflichtig. Bewertungsmaßstab ist der um übliche Preis-
nachlässe geminderte übliche Endpreis am Abgabeort 
(Marktpreis). Dies gilt zumindest dann, wenn keine 
weiteren Bewertungsvorschriften im Gesetz verfasst 
sind, wie z. B. bei der Privatnutzung des Firmen-Pkw. 

Diese Sachbezüge bleiben auch heute schon ohne 
Ansatz (d. h. sie werden im Lohn nicht versteuert), 
wenn die Freigrenze von zurzeit 44 € monatlich nicht 
überschritten wird. Freigrenze bedeutet, dass bei ei-
ner Überschreitung um nur einen Cent der komplette 
Betrag steuerpflichtig wird (anders also als bei einem 
Freibetrag). Diese Freigrenze steigt zum 01.01.2022 
auf 50 € monatlich.

Wenn Gutscheine des Arbeitgebers an seine Arbeit-
nehmer einen Sachbezug darstellen, ist die Freigren-
ze aber nur dann anzuwenden, wenn die Gutscheine 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-
währt werden. Ansonsten ist der geldwerte Vorteil des 
Gutscheins lohn- und sozialversicherungspflichtig.
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Liebe Leserin, lieber Leser,

Lohnbuchhaltung ist weit mehr 
als nur die Berechnung der Löh­
ne. Auch Bilanzvorbereitungen 
werden häufig von Lohnbuchhal­
tern vorgenommen, zum Beispiel 

die Ermittlung der Urlaubsrückstellungen. Finanz­
buchhaltung und Lohnbuchhaltung „spielen“ eben­
falls zusammen. So müssen Informationen von der 
Finanzbuchhaltung zur Lohnbuchhaltung, um bei­
spielsweise pauschale Lohnsteuern nicht zu verges­
sen. Auch Tantieme-Zahlungen müssen koordiniert 

werden, und häufig überwacht auch der Lohnsach­
bearbeiter jährlich angepasste amtliche Werte, 
etwa auch für pauschale Sachentnahmen. 

Ihre

Petra Dankelmann beschäftigt sich als Steuerexpertin seit  
30 Jahren mit der Optimierung lohnsteuerlicher Sachverhalte 
und ist Inhaberin eines Lohnsteuerhilfevereins (www.petra- 
dankelmann.de). Als Persönlichkeits-Coach unterstützt sie 
Angestellte und Unternehmer außerdem in allen Fragen rund 
um das Arbeitsleben.
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Sollte in einem Monat die Freigrenze nicht ganz ausge­
schöpft werden, kann diese nicht auf einen Folgemonat 
übertragen werden.

ExpertenTipp

Auszug aus § 8 EStG, Rechtsstand 2021

„Sachbezüge, die nach Satz 1 zu bewerten sind, bleiben 
außer Ansatz, wenn die sich nach Anrechnung der vom 
Steuerpflichtigen gezahlten Entgelte ergebenden Vorteile 
insgesamt 44 Euro im Kalendermonat nicht übersteigen; 
die nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu den Einnahmen in Geld 
gehörenden Gutscheine und Geldkarten bleiben nur dann 
außer Ansatz, wenn sie zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn gewährt werden.“� ■

http://www.petra-dankelmann.de/
http://www.petra-dankelmann.de/
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Lohnsteueraussenprüfung

1- %-Regelung:  
zeitraumbezogene Zuzahlung
Welche steuerlichen Vorteile eine findige Vertragsgestaltung und listig vereinbarte 
Konditionen bewirken können, zeigt ein Urteil des Bundesfinanzhofs. Dabei geht es 
um Zuzahlungen des Arbeitnehmers zum auch privat genutzten Firmenwagen.

Die Überschrift der BFH-Entscheidung liest sich 
unspektakulär: „Berücksichtigung von zeit-

raumbezogenen Zuzahlungen des Arbeitnehmers 
für ein ihm auch zur Privatnutzung überlassenes 
betriebliches Kfz“. Die beiden dann folgenden Leit-
sätze haben es aber in sich und sorgen für einiges 
Steuer-Gestaltungspotenzial:
1.	Zeitraumbezogene Zuzahlungen des Arbeitneh-

mers für die außerdienstliche Nutzung eines 
betrieblichen Kfz sind bei der Bemessung des 
geldwerten Vorteils auf den Zeitraum, für den 
sie geleistet wurden, gleichmäßig und vorteils-
mindernd zu verteilen.

2.	  Das gilt genauso bei zeitraumbezogenen Zuzah-
lungen zu den Anschaffungskosten eines auch 
privat genutzten Firmenfahrzeugs.

Welches Sparpotenzial sich hinter dem BFH-Urteil 
verbirgt, verdeutlicht der Urteilsfall. Statt der re-
gulären Versteuerung des Firmenwagens nach den 
persönlichen Steuerabzugsmerkmalen konnte die 
Firma die Privatnutzung im Rahmen einer gering-
fügigen Beschäftigung abrechnen. So fielen gan-
ze 2 % pauschale Lohnsteuer an (BFH, Urteil vom 
16.12.2020, Az.: VI R 19/18).

Der Streitfall

Ein Rentner erzielte aus seiner Tätigkeit bei einer 
GmbH Einkünfte in Höhe von 449 € und lag damit 
knapp unterhalb der 450-€-Aushilfsgrenze. Seine 
monatlichen Einkünfte setzten sich aus zwei Po-
sitionen zusammen: Gehalt 75 € plus geldwerter 
Vorteil Pkw-Nutzung 374 €.

Bei der Berechnung der privaten Pkw-Nutzung 
stützte sich die GmbH auf einen Kfz-Überlassungs-
vertrag, der den bestehenden Arbeitsvertrag er-
gänzte. Darin hieß es auszugsweise: „Der Arbeitneh-
mer leistet für die Anschaffung des Fahrzeugs eine 
einmalige Zuzahlung von 20.000 €. Die Zuzahlung 
wird für einen Zeitraum von 96 Monaten gezahlt.“

Nachdem der Rentner seine Einmalzahlung ge-
leistet hatte, verteilte die GmbH den Betrag auf 96 
Monate und rechnete bei der Ermittlung des geld-
werten Vorteils für die Gehaltsabrechnung so:

1 % vom Bruttolistenpreis = 574 €
abzüglich 1/96 Zuschuss des Arbeitnehmers = 200 €
geldwerter Vorteil Kfz-Nutzung = 374 €

Bei einer später erfolgenden Lohnsteuerprüfung 
des Finanzamts verwarf der Prüfer diese Berech-

nung und berücksichtigte die Zuzahlung nicht mo-
natsanteilig. Er zog die Zuzahlung vollständig in 
den ersten rund drei Kalenderjahren vom Privat-
nutzungswert ab. Anschließend setzte er den kom-
pletten 1- %-Nutzungsbetrag an (gerundet 573 €). 
Somit lag keine geringfügige Beschäftigung mehr 
vor, und es kam zur regulären Versteuerung nach 
der persönlichen Steuerklasse des Rentners.

Das Urteil

Das Finanzamt erließ entsprechend geänderte 
Einkommensteuerbescheide. Dagegen wehrte 
sich der Rentner. Zunächst noch erfolglos mit ei-
nem Einspruch, doch beim Finanzgericht und ab-
schließend vor dem BFH bekam er recht. Die Ge-
haltsberechnung der GmbH wurde vollumfänglich 
anerkannt. Es blieb bei der Abrechnung von Aus-
hilfslohn, ein Ansatz und die Besteuerung als Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit lägen nicht 
vor, entschieden die Richter.

Die Begründung

Ein Arbeitgeber darf unter Verzicht auf den Abruf 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
oder die Vorlage einer Bescheinigung für den Lohn-
steuerabzug die Lohnsteuer für das Arbeitsentgelt 
aus geringfügigen Beschäftigungen mit einem ein-
heitlichen Pauschsteuersatz von 2 % des Arbeitsent-
gelts erheben (§ 40a Abs. 2 EStG). Eine geringfügige 
Beschäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt 
aus der Beschäftigung regelmäßig monatlich 450 € 
nicht übersteigt (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV). Bei der 
Einkommensteuerveranlagung ist pauschal besteu-
erter Arbeitslohn außer Ansatz zu lassen.

Konkret führten die Richter aus: Zahlt ein Ar-
beitnehmer an den Arbeitgeber für die private 
Nutzung eines Firmenwagens ein Nutzungsent-
gelt, mindert dies den geldwerten Vorteil aus 
der Nutzungsüberlassung. Die Zahlungsperiode 
(monatlich, jährlich, einmalig) spielt keine Rolle. 
Einmalzahlungen eines Arbeitnehmers, die ver-
einbarungsgemäß einen bestimmten Zeitraum 
umfassen, sind auf den Zeitraum, für den sie ge-
leistet werden, gleichmäßig zu verteilen und mo-
natlich vorteilsmindernd zu berücksichtigen. Das 
gilt gleichermaßen bei Zuzahlungen zu den An-
schaffungskosten eines auch zur Privatnutzung 
überlassenen Firmen-Kfz. � ■

§

§
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Lohnsteuer
außenprüfung

Schriftliche Vereinba-
rung ist unerlässlich
Denken Sie bei entspre­
chenden Zuzahlungen 
von Beschäftigten an 
eine eindeutig und klar 
formulierte schriftli­
che Vereinbarung. Die 
zeitliche Aufteilung 
von Einmalzahlungen 
sollte nicht willkür­
lich, sondern auf die 
geplante Nutzungs­
dauer abgestimmt 
sein. Entscheidend ist, 
dass es sich nicht um 
eine unangemessene, 
rechtsmissbräuchliche 
Gestaltung handelt. 
Dabei helfen Ihnen 
praxisnahe, fremdübli­
che Regelungen und die 
dazu passende tatsäch­
liche Durchführung der 
Vereinbarungen.

Praxistipp
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Lohnsteuerpauschalierung

§ 37b und vGA passen  
nicht zusammen
Seit 2007 besteht mit dem § 37b EStG eine Pauschalierungsmög­
lichkeit der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen. Sie bietet 
große Erleichterung für die Steuerpflichtigen. Das Finanzgericht 
Nürnberg hat nun in einem, für die Praxis wichtigen, Urteil das 
Wechselspiel von verdeckter Gewinnausschüttung und Pauscha­
lierung betrachtet. 

Der § 37b EStG ermöglicht Pauschalierung 

Die Möglichkeit für die Pauschalbesteuerung nach 
§ 37b EStG besteht für betrieblich veranlasste Zu-
wendungen sowie Geschenke. Dies gilt nur für zu-
sätzliche Leistungen, nicht hingegen für die ver-
traglich vereinbarte Leistung bzw. Gegenleistung. 
Unabhängig von der Rechtsform kann für Sachzu-
wendungen von der Möglichkeit der Pauschalie-
rung Gebrauch gemacht werden. Betrieblich ver-
anlasste Zuwendungen sind beispielsweise 
Sachgeschenke, Belohnungsessen über der Frei-
grenze für Aufmerksamkeiten, Einladung und Be-
köstigung in VIP-Logen, Incentive-Reisen sowie 
kulturelle und sportliche Veranstaltungen. Neben 
den Arbeitnehmern kommen als Empfänger der 
Zuwendung auch Dritte wie beispielsweise Ge-
schäftspartner oder deren Arbeitnehmer infrage.

Steuersatz pauschal 30 %

Der Empfänger einer Zuwendung muss diese 
grundsätzlich als geldwerten Vorteil versteuern. 
Das ist gerade für gedachte Geschenke mehr als 
unglücklich. Als Vereinfachung kommt hier die 
Pauschalierungsmöglichkeit zum Zuge, die der 
Zuwendende nutzen kann. Sie ermöglicht es, die 
Einkommensteuer pauschal mit 30 % zu erheben 
und den Empfänger von seiner Steuerpflicht zu be-
freien. Hierdurch muss der Empfänger der Zuwen-
dung nichts mehr veranlassen. Die Pauschalierung 
gilt nur für Sachzuwendungen. 

Verdeckte Gewinnausschüttungen können 
nicht pauschal besteuert werden

Als verdeckte Gewinnausschüttungen sind alle 
Vermögensminderungen der Gesellschaft oder 
verhinderte Vermögensmehrungen der Gesell-

schaft definiert, die durch die gesellschaftsrecht-
liche Beziehung veranlasst sind. Verdeckte Ge-
winnausschüttungen sind gesellschaftsrechtlich 
veranlasst und nicht betrieblich. Da die betriebli-
che Veranlassung der Zuwendung allerdings die 
Voraussetzung für die Pauschalierungsmöglichkeit 
nach § 37b EStG ist, scheidet diese für verdeckte 
Gewinnausschüttungen aus. 

Der Streitfall

An einer Rechtsanwalts- und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft (GmbH) war der Alleinge-
schäftsführer zu 95 % und seine Ehefrau zu 5 % 
beteiligt. Die GmbH traf mit ihrem Allein-Ge-
schäftsführer im Jahr 2014 die Vereinbarung, dass 
er aufgrund seiner überobligatorischen Leistung 
in den Jahren 2013 und 2014 eine Zuwendung er-
halten soll. Die Zuwendung soll laut Vereinbarung 
eine Incentive-Reise im Wert von bis zu 3.000 € 
sein, die pauschal mit 30 % nach § 37b EStG ver-
steuert werden soll. Der Allein-Geschäftsführer 
buchte daraufhin eine All-inclusive-Flugreise für 
die Ehefrau und das gemeinsame Kind. Die Kos-
ten trug die GmbH. Bei der drauffolgenden Lohn-
steueraußenprüfung wurde die Anwendung der 
Pauschalierung für die Kosten der Incentive-Reise 
versagt, da die Incentive-Reise durch das Gesell-
schafterverhältnis veranlasst sei. Die GmbH klag-
te dagegen.

Das FG schloss sich der Ansicht der Finanzver-
waltung an. Es liegt schon vom Grundsatz eine 
verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) vor, da kei-
ne klare und eindeutige Vereinbarung von vorn-
herein getroffen wurde, die zivilrechtlich wirksam 
ist. Denn: Im Geschäftsführeranstellungsvertrag 
war eine solche Incentive-Reise nicht vorgesehen. 
Die Vereinbarung selbst aus dem Jahr 2014 war 
außerdem weder im Voraus getroffen, noch war 
die Vereinbarung klar und eindeutig formuliert. 
Bereits die Formulierung „bis 3.000 €“ war bereits 
schädlich (weil nicht eindeutig). Da folglich eine 
vGA vorlag, lag keine betriebliche Veranlassung 
der Ausgabe vor, und die Pauschalierung nach 
§ 37b EStG war nicht möglich (FG Nürnberg, Urteil 
vom 13.10.2020, Az.: 1 K 1065/19).� ■

Eine Pauschalierung der Zuwendung ist auch dann 
möglich, wenn die Zuwendungsempfänger nicht be­
kannt gegeben werden und somit ein Abzugsverbot 
als Betriebsausgaben gilt. 

ExpertenTipp

§
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Lohnsteuer-
pauschalierung

Durch die Pauschalie­
rungsmöglichkeit bei 
Zuwendungen für eigene 
Arbeitnehmer wird 
keine Beitragsfreiheit in 
der Sozialversicherung 
ausgelöst. 

Hinweis

Gegen das Urteil wurde 
Nichtzulassungsbe­
schwerde beim BFH 
eingelegt unter Az.: I B 
80/20. Die Redaktion 
stuft die Erfolgsaussich­
ten aber als sehr gering 
ein.

Hinweis

© iammotos - stock.adobe.com
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Geringfügige Beschäftigung 

Lohnsteuerkarte, 450-€-Job  
und kurzfristiger Minijob
In der Praxis taucht immer wieder die Frage auf, welche Möglichkeiten es gibt,  
neben dem sozialversicherungspflichtigen Job noch zu arbeiten. Und zwar so, 
dass der Verdienst möglichst keine weiteren Beitragszahlungen für den Arbeit­
nehmer zur Folge hat. Wir zeigen, welche Kombinationen ideal sind.

Klar und bekannt ist: Ein Arbeitnehmer mit 
einer sozialversicherungspflichtigen Haupt-

beschäftigung kann zusätzlich einen Minijob auf-
nehmen. Die Betonung liegt hierbei auf „einen“, 
denn nur dieser ist bei Verzicht auf die Rentenver-
sicherungspflicht komplett abgabefrei. Jeder wei-
tere 450-€-Job wäre nach Steuerklasse 6 zu ver-
steuern und sozialversicherungspflichtig in der 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Auf 
die Höhe der beiden Minijobs zusammen kommt 
es dabei nicht an.

Unterscheidung zwischen 450-€-Job  
und kurzfristiger Beschäftigung

Unterschieden werden zwei Arten von geringfügi-
ger Beschäftigung:
1.	der sogenannte 450-€-Job wegen der geringen 

Entgelthöhe und 
2.	die kurzfristige Beschäftigung wegen der kur-

zen Dauer.
Der Arbeitgeber zahlt für den 450-€-Job pauschale 
Abgaben zur Kranken- und Rentenversicherung 
und zusätzliche pauschale Lohnsteuer von 2 % des 
gezahlten Entgelts. Für eine kurzfristige Beschäf-
tigung zahlt der Arbeitgeber keine Sozialabgaben. 
Er kann aber das Entgelt mit 20 % pauschal ver-
steuern, sodass der Arbeitnehmer mit keinerlei 
Abgaben belastet ist.

Welche Kombination von  
Beschäftigungsarten ist möglich?

Zusätzlich zu einer sozialversicherungspflichti-
gen Hauptbeschäftigung kann ein Arbeitnehmer 
eine 450 €-Tätigkeit aufnehmen. Auch wenn das 
Entgelt aus dieser Nebenbeschäftigung weit von 
der Obergrenze von 450 € entfernt sein sollte, so 
darf dennoch kein zweiter Minijob aufgenommen 
werden. Andernfalls ist die Belastung dieses zwei-
ten Minijobs mit Abzügen für den Arbeitnehmer 
sehr hoch.

Der Weg aus dieser Sackgasse heraus ist die zu-
sätzliche Aufnahme einer kurzfristigen Beschäf-
tigung. Diese kann auch aufgenommen werden, 
wenn bereits neben der Hauptbeschäftigung ein 
Minijob ausgeübt wird. Hier besteht die Möglich-

keit, dass der Arbeitgeber eine Pauschalsteuer 
von 20 % auf das Entgelt übernimmt, sodass für 
den Arbeitnehmer keine Abzüge entstehen. Die 
Höhe des Arbeitsentgelts spielt keine Rolle.

Die zeitlichen Fristen für eine kurzfristige Be-
schäftigung beliefen sich vor Corona auf drei Mo-
nate bzw. 70 Arbeitstage. Das bedeutet, dass der 
Arbeitnehmer entweder drei Monate bei einer 
Tätigkeit von fünf Arbeitstagen pro Woche be-
schäftigt ist oder bei sporadischen Einsätzen bis 
zu 70 Arbeitstagen tätig ist.

Nebenjobs und Kurzarbeitergeld

Nimmt ein Arbeitnehmer einen zusätzlichen Ne-
benjob während des Bezugs von Kurzarbeitergeld 
auf, so ist Vorsicht angebracht.

Die Hauptbeschäftigung ruht in dieser Zeit, ist 
aber nicht beendet. Insofern darf auch in dieser 
Zeit nur ein Minijob ausgeübt werden. Das Entgelt 
aus dieser Nebenbeschäftigung wird nicht auf das 
Kurzarbeitergeld angerechnet.

Anders verhält es sich bei einer während dieser 
Zeit aufgenommenen kurzfristigen Beschäftigung. 
Zwar ist es auch während des Bezugs von Kurzar-
beitergeld möglich, einen Minijob plus eine kurz-
fristige Beschäftigung aufzunehmen, jedoch wird 
das während der kurzfristigen Beschäftigung er-
zielte Entgelt auf das Kurzarbeitergeld angerech-
net. Der Hauptarbeitgeber muss über die Aufnah-
me des Nebenjobs informiert werden.

Lohn- &  
Gehaltsprofi �

Geringfügige 
Beschäftigung

Aber: Das Entgelt eines bereits vor dem Bezug von 
Kurzarbeitergeld aufgenommenen kurzfristigen  
Nebenjobs bleibt anrechnungsfrei.� ■

ExpertenTipp

Coronabedingt wurde die zeitliche Frist für eine 
kurzfristige Beschäftigung vom 01.06.2021 bis zum 
31.10.2021 auf vier Monate bzw. 102 Arbeitstage ver­
längert. (Bei Redaktionsschluss stand nicht fest, ob 
diese Frist noch verlängert wird.)

Hinweis

Die genaue Abgrenzung 
und Bedingungen zwi­
schen diesen Varianten 
finden Sie unter:  
https://bit.ly/2VZiuHO

Internet- 
Tipp

https://bit.ly/2VZiuHO
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SOZIALABGABEN

Wenn Rentner etwas hinzuverdienen
Als Arbeitgeber beurteilen Sie die Versicherungspflicht bzw. -freiheit für Ihre 
Beschäftigten, berechnen die Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Ar­
beitslosenversicherung und bezahlen diese. Besonderheiten müssen Sie beach­
ten, wenn Sie einen Rentner beschäftigen, denn je nach Rentenart gibt es in den 
einzelnen Versicherungszweigen Ausnahmen.

Geringfügige Beschäftigung

Sozialversicherungsfrei sind Beschäftigungsverhält-
nisse, die nur geringfügig ausgeübt werden. Dies gilt 
auch für die Beschäftigung von Rentenbeziehern. 
Geringfügig ist eine Beschäftigung, wenn das monat-
liche Entgelt die Grenze von 450 € nicht überschrei-
tet. Geringfügig ist auch eine Beschäftigung, die von 
vornherein auf nicht mehr als drei Monate oder 70 
Arbeitstage im Jahr befristet ist. Die Höhe des Ar-
beitsentgelts spielt dann dabei keine Rolle. 

Altersgrenze und Altersrente

Die Altersgrenze für die Regelaltersrente wird zwi-
schen 2012 und 2029 schrittweise von 65 Jahren auf 
67 Jahre angehoben. Beginnend mit dem Geburts-
jahrgang 1947 erfolgt die Anhebung seit dem Jahr 
2012 zunächst in Einmonats-, ab dem Jahr 2024 in 
Zweimonatsschritten. Eine Altersrente kann als 
Vollrente oder als Teilrente bezogen werden.

Krankenversicherung

Vollrentenbezieher haben keinen Krankengeldan-
spruch. Daher werden die Krankenversicherungs-
beiträge paritätisch aus dem ermäßigten Beitrags-
satz von 14,0 % sowie dem jeweiligen Zusatzbeitrag 
erhoben. Jede gesetzliche Krankenkasse legt ihren 
Zusatzbeitrag selbst fest.

Für Teilrentenbezieher findet der allgemeine 
Beitragssatz Anwendung. Teilrentenbezieher kön-
nen im Falle der Arbeitsunfähigkeit ein Kranken-
geld erhalten. Für solche Beschäftigten müssen 
Sie paritätisch Krankenversicherungsbeiträge aus 
dem allgemeinen Beitragssatz von 14,6 % sowie 
dem jeweiligen Zusatzbeitrag entrichten.

Rentenversicherung (mit Flexirentengesetz)

Bezieher von Vollrenten sind seit 01.01.2017 renten-
versicherungspflichtig, bis sie die Regelaltersgren-
ze erreichen. Ab Erreichen der Regelaltersgrenze 
müssen Sie für diese Beschäftigten lediglich den Ar-
beitgeberanteil an den Rentenversicherungsträger 
abführen. Ihr Arbeitnehmer kann sich aber dafür 
entscheiden, seine Rentenansprüche zu erhöhen, 
und es kann nach dem Erreichen der Regelalters-
grenze weiterhin uneingeschränkt hinzuverdient 
werden. Er verzichtet insofern auf seine Rentenver-

sicherungsfreiheit. In diesem Fall führen Sie weiter-
hin die Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteile ab. 
Bezieher einer Altersteilrente bleiben dagegen in 
vollem Umfang rentenversicherungspflichtig.

Ausnahme bei berufsständisch Versorgten

Mit Erreichen der Regelaltersgrenze in der gesetz-
lichen Rentenversicherung ist der Beschäftigte 
nicht mehr von der Rentenversicherungspflicht 
befreit, sondern rentenversicherungsfrei.

Für berufsständisch Versorgte, wie beispielswei-
se Architekten, Ärzte, Rechtsanwälte oder Steuerbe-
rater, deren Regelaltersgrenze für die Altersrente 
aus der berufsständischen Versorgungseinrichtung 
jedoch noch nicht erreicht ist, zahlen Sie weiterhin 
keine Beiträge zur Rentenversicherung. Stattdessen 
besteht für Sie unverändert die Verpflichtung, den 
Beitragszuschuss für den Beitrag zur berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung zu zahlen.

Erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze für 
die Altersrente aus der berufsständischen Versor-
gungseinrichtung müssen Sie für diese Beschäftig-
ten den Arbeitgeberanteil an den Rentenversiche-
rungsträger abführen.

Arbeitslosenversicherung

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sind im 
Normalfall, unabhängig von der Zahlung einer Al-
tersrente, bis zum Ablauf des Monats zu zahlen, in 
dem die Altersgrenze für die Regelaltersrente er-
reicht wird. Von 01.01.2017 bis 31.12.2021 entfällt 
die Beitragspflicht für Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber wegen des Flexirentengesetzes.

Ein Arbeitgeber beschäftigt in seinem Betrieb einen Rentner, der noch etwas hinzu­
verdienen will. Die monatliche beitragspflichtige Bruttovergütung beträgt 800 €. Er 
ist bereit 69 Jahre alt und hat damit bereits die Regelaltersgrenze überschritten.
Lösung
Der Rentner ist versicherungspflichtig in der gesetzlichen Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung, wenn er im Monat über 450 € dauzu verdient.
In der Arbeitslosenversicherung besteht Versicherungsfreiheit, auch der Arbeitgeber 
hat bis zum 31.12.2021 keinen Arbeitgeberanteil an die Bundesagentur für Arbeit zu 
entrichten. Zur gesetzlichen Rentenversicherung muss nur der Arbeitgeber seinen 
Anteil entrichten. In der gesetzlichen Krankenversicherung sind die Beiträge nur aus 
dem ermäßigten Beitragssatz zu entrichten. Zur Pflegeversicherung sind die Beiträge 
vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gleichen Teilen zu entrichten.� ■
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Neues Statusfeststellungs
verfahren ab 01.04.2022
Kurz vor Torschluss haben die Koalitionsfraktionen aus CDU/CSU und SPD in 
Berlin versteckt im unverdächtigen Barrierefreiheitsstärkungsgesetz das sozial­
versicherungsrechtliche Statusfeststellungsverfahren weitreichend reformiert. 
Das neue Verfahren tritt erst am 01.04.2022 in Kraft. Kritik dazu gibt es von vielen 
Seiten, weshalb die neuen Vorschriften noch kurz vor der Wahl am 26.09.2021 
durch den Bundestag durchgepeitscht wurden. Nachfolgend verraten wir Ihnen, 
worauf Sie sich in den Personal- und Steuerbüros einstellen müssen. 

Neu sind: 

–	 Die isolierte Feststellung des Erwerbsstatus 
–	 das Antragsrecht vor Aufnahme einer Tätigkeit 
–	 die Statusfeststellung bei Dreiecksverhältnissen 

und 
–	 die Gruppenfeststellung
In der täglichen Praxis gibt es immer wieder nicht 
unerhebliche Schwierigkeiten, zu beurteilen, ob 
eine Auftragnehmerin oder ein Auftragnehmer für 
die Auftraggeberin oder den Auftraggeber selbst-
ständig tätig oder abhängig beschäftigt ist. Proble-
me bei der Beurteilung gibt es immer dann, wenn 
die Honorarkräfte sehr eng in die Arbeitsorganisa-
tion eingebunden sind. Zu Schwierigkeiten bei der 
Beurteilung kommt es aber auch, wenn es sich um 
die neuen Arbeits- und Erwerbsformen handelt. 

Verfahren bisher oft ungenutzt

Das bisher schon geltende Statusfeststellungs-
verfahren schützt Erwerbstätige und ihre Auf-
traggeber vor den Risiken einer falschen Status-
einschätzung. In vielen Fällen wird jedoch das 
Statusfeststellungsverfahren erst gar nicht in An-
spruch genommen, weil es als nicht sachgerecht, 
zu langwierig und die Ergebnisse als nicht vorher-
sehbar angesehen werden. Auftraggeber verzich-
ten sehr oft auch auf das Verfahren, weil sie immer 
davon ausgehen, dass die Clearingstelle der Deut-
schen Rentenversicherung Bund grundsätzlich im-
mer von einer abhängigen Beschäftigung ausgeht. 

Bürokratieabbau – oder Verlagerung  
des Aufwands?

Mit dem neuen Feststellungsverfahren will die gro-
ße Koalition in Berlin für mehr Bürokratieabbau 
sorgen. Ab dem 01.04.2022 wird nur noch über 
den Erwerbsstatus entschieden. Anders als bisher 
entscheidet die Clearingstelle der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund nicht mehr über die Versi-
cherungspflicht und Versicherungsfreiheit in den 
einzelnen Sozialversicherungszweigen. Nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts konnte 

bisher in den Verfahren nach § 7a Sozialgesetzbuch 
(SGB) IV nicht über das Vorliegen einer Beschäfti-
gung isoliert entschieden werden. Die Clearingstelle 
musste immer auch über die Versicherungspflicht 
und Versicherungsfreiheit in den einzelnen Sozi-
alversicherungszweigen entscheiden. Das führt 
bisher bei der Deutschen Rentenversicherung und 
auch bei den Beteiligten auf der anderen Seite zu 
einem erheblichen Aufwand. Sofern eine abhängige 
Beschäftigung künftig festgestellt wird, bedarf es ab 
01.04.2022 nicht mehr der Feststellung von Versi-
cherungspflicht durch die Clearingstelle. Vielmehr 
hat der Arbeitgeber – wie sonst bei jedem Beschäf-
tigten auch – die erforderliche Meldung selbst vor-
zunehmen. Ob das zu einem Abbau der Bürokratie 
führt, kann dahingestellt bleiben.

Dreiecksverhältnis mit Fremdpersonal

Beim Einsatz von Fremdpersonal in Betrieben 
kommt es vor, dass mehr als zwei Parteien betei-
ligt sind. Das ist dann der Fall, wenn ein Dienstleis-
ter (Auftraggeber) dem Betrieb (Dritter) projekt-
bezogen einen Spezialisten (Auftragnehmer) zur 
Verfügung stellt. In solchen Fällen kommt es nach 
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In einem Hotel soll ab dem 01.04.2022 ein Koch 
tätig werden. Der Betreiber des Hotels beantragt 
am 15.04.2022 ein Clearingverfahren der Deutschen 
Rentenversicherung Bund. Diese entscheidet per 
Bescheid am 15.05.2022 über den Status des Kochs.

Lösung: Die Clearingstelle der Deutschen Renten­
versicherung Bund stellt fest, dass eine abhängige 
Beschäftigung vorliegt, weil der Koch nicht weisungs­
frei arbeiten kann und in die Arbeitsorganisation ein­
gebunden ist. In welchen Sozialversicherungszweigen 
Versicherungspflicht bzw. Versicherungsfreiheit 
besteht, muss der Arbeitgeber selbst entscheiden.
Beim bis zum 31.03.2022 geltenden optionalen Anfra­
geverfahren entscheidet die Clearingstelle auch über 
die Versicherungspflicht bzw. Versicherungsfreiheit 
in der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Renten und 
Arbeitslosenversicherung.

Beispiel
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der ständigen Rechtsprechung bei der Abgrenzung 
einer abhängigen Beschäftigung von einer selbst-
ständigen Tätigkeit nicht nur auf die vertraglichen 
Vereinbarungen zwischen dem Auftraggeber und 
dem Auftragnehmer an. Hier sind auch die Rechts-
beziehungen zu betrachten, die den Einsatz des 
Auftragnehmers prägen, also auch die zwischen 
dem Dritten und dem Auftraggeber. 

Das sollte „der Dritte“ in dieser  
Konstellation wissen

Der Dritte kann wegen des Verbots der verdeckten 
Arbeitnehmerüberlassung, der daraus resultieren-
den möglichen Fiktion eines Arbeitsverhältnisses 
mit dem Arbeitnehmer und einer möglichen Haf-
tung für den Sozialversicherungsbeitrag ebenfalls 
ein erhebliches Interesse an einer Klärung haben. 

Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund in 
einem Clearingverfahren ein Beschäftigungsver-
hältnis fest, kann auch ergänzend festgestellt wer-
den, ob dieses zu dem Dritten besteht. Außerdem 
wird dem Dritten die Möglichkeit eröffnet, eben-
falls einen Antrag auf Statusfeststellung zu stellen, 
und damit auch eine Entscheidung darüber, ob 
ein Beschäftigungsverhältnis zu ihm vorliegt. Der 
Dritte ist allerdings nur dann antragsberechtigt, 
wenn er bei Feststellung einer Beschäftigung als 
Verpflichteter für die Zahlung des Gesamtsozial-
versicherungsbeitrags in Betracht kommt. 

Müssen sich selbst belasten?

Kritik kommt vom Verband der Gründer und 
Selbstständigen Deutschland e. V., dass Dritte in 
das Verfahren einbezogen werden, ohne ausrei-
chende Beteiligungsrechte oder Beteiligungspflich-
ten zu haben. Es ist nicht vorgesehen, dass Dritte 
angehört werden oder Auskünfte erhalten. Um die 
Voraussetzungen für die Mitwirkung zu erbrin-
gen, müssen sich Dritte selbst belasten, quasi eine 
Selbstanzeige vornehmen, so die Befürchtung.

Prognoseentscheidungen möglich

Bisher wurde das Statusfeststellungsverfahren erst 
nach Aufnahme der Tätigkeit durchgeführt. Dies 
gründet darauf, dass für die Beurteilung, ob eine 
abhängige Beschäftigung oder eine selbstständige 
Tätigkeit vorliegt, das gelebte Vertragsverhältnis 
entscheidend ist, sofern dies von den vertraglichen 
Vereinbarungen abweicht. 

Dies bleibt im Grundsatz unverändert. Jedoch 
können die Beteiligten auf Antrag bereits vor 
Aufnahme der Tätigkeit und damit frühzeitiger als 
bisher durch eine Entscheidung Rechtssicherheit 
über den Erwerbsstatus erlangen. Um die noch 
nicht ausgeübte Tätigkeit dabei realitätsnah und 
zutreffend erfassen zu können, sind nicht nur die 
oftmals abstrakt gehaltenen Vertragsbedingungen 
zugrunde zu legen, sondern auch die Angaben der 
Beteiligten, wie das Vertragsverhältnis konkret 
ausgefüllt und gelebt werden soll. Zu den Umstän-
den der zugrunde zu legenden Vertragsausübung 

gehören z. B. der Rahmen und die Vorgaben zur 
Ausführung des Auftrags sowie die Art und Weise 
der Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber. Die 
Beteiligten haben daher bei Antragstellung die tat-
sächlichen Umstände der Tätigkeit zu antizipieren. 
Ermöglichen die angegebenen Umstände keine ab-
schließende Beurteilung, z. B., weil sie zu ungenau 
oder nicht ausreichend sind, kann die Rentenversi-
cherung den Antrag auf Feststellung des Erwerbs-
status vor Aufnahme der Tätigkeit ablehnen oder 
eine Entscheidung erst nach Aufnahme der Tätig-
keit treffen.

Künftig auch Gruppenfeststellungen  
möglich

Werden mehrere Auftragsverhältnisse auf Grund-
lage einheitlicher Vereinbarungen durchgeführt, 
ist es bisher erforderlich, gegebenenfalls für je-
den Auftrag eine Feststellung des sozialversiche-
rungsrechtlichen Status zu beantragen. 

Dies gilt nicht nur für Fallgestaltungen, bei de-
nen eine Identität zwischen den Vertragsbeteilig-
ten besteht (wie bei Rahmenverträgen zwischen 
einem Auftraggeber und einem Auftragnehmer), 
sondern auch dann, wenn ein Auftraggeber ge-
genüber unterschiedlichen Auftragnehmern im 
Wesentlichen einheitliche Bedingungen für eine 
Vielzahl von Auftragsdurchführungen vorgibt und 
diese dann auch weitgehend identisch umgesetzt 
werden sollen. 

Zum Abbau von Bürokratie und zur Schaffung 
einer möglichst frühzeitigen und umfassenden 
Gewissheit über den Erwerbsstatus wird die Grup-
penfeststellung eingeführt. Mit ihr wird ermög-
licht, eine gutachterliche Äußerung für derartige 
gleiche Auftragsverhältnisse einzuholen.

Verwaltungsakt hier zu schwierig

Das neue Instrument der Gruppenfeststellung ist 
nicht als Verwaltungsakt (in Form der Allgemein-
verfügung) ausgestaltet, sondern als gutachterliche 
Äußerung. Da von einer Feststellung des Erwerbs-
status durch Verwaltungsakt sowohl Auftraggeber 
als auch Auftragnehmer betroffen sind, wäre ein 
Bescheid den Beteiligten bekannt zu geben. 

In Fallgestaltungen mit verschiedenen Auftrag-
nehmern führte die Bekanntgabe jedoch zu Proble-
men, da diese der Deutschen Rentenversicherung 
nicht bekannt sind, insbesondere nicht die zukünf-
tigen Auftragnehmer, die nicht am Verfahren be-
teiligt werden können. Der Auftraggeber müsste 
demnach als Bote den Verwaltungsakt bekannt ge-
ben und dies zu Beweiszwecken dokumentieren. 
Dies führte zu einem erheblichen Aufwand beim 
Auftraggeber. Auch stellten sich verfahrensrecht-
liche Fragen zum Umfang der Bindungswirkung 
gegenüber bisher unbeteiligten Auftragnehmern, 
zu bestehenden Aufhebungsmöglichkeiten und zu 
Rechtsschutzmöglichkeiten der Auftragnehmer. 
Insgesamt erscheint daher eine Feststellung durch 
einen Bescheid verwaltungspraktisch nicht reali-
sierbar.� ■
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Pauschbeträge 2021 überprüfen

Spätestens bei der Bilanzerstellung sollte der Sachbearbeiter die Pauschalen 
für regelmäßige unentgeltliche Sachentnahmen überprüfen, da sich diese im 
Regelfall jährlich ändern. Obwohl nicht originäre Lohnarbeit, beobachten die 
Lohnsachbearbeiter häufig auch die Entwicklung dieser Pauschalen für Sachent­
nahmen. Berücksichtigt werden müssen diese Pauschalen bereits bei jeder Um­
satzsteuervoranmeldung, um eine ordnungsgemäße Abführung der Umsatzsteuer 
zu gewährleisten. Alles andere wäre eine gegebenenfalls zu sanktionierende 
Steuerverkürzung.

Warenentnahmen pauschal erfassen

Gerade beim Verkauf von Lebensmitteln oder Spei-
sen ist die Wahrscheinlichkeit sehr hoch, dass der 
Unternehmer hier auch etwas für seinen privaten 
Bedarf entnimmt. Um Ärger mit dem Finanzamt 
zu vermeiden, kann der Unternehmer diese Ent-
nahmen pauschal erfassen. Dafür bekommt er als 
Hilfe vom Bundesfinanzministerium jährlich ent-
sprechende Werte zur Verfügung gestellt, die dann 
bei jeder Umsatzsteuervoranmeldung und bei der 
Gewinnermittlung (Jahresabschluss) zu berück-
sichtigen sind.

Zwar ist es dem Unternehmer unbenommen, 
die Warenentnahmen für den Privatbedarf auch 
einzeln zu erfassen  – der Ärger mit dem Finanz-
amt ist aber vorprogrammiert. Deshalb greifen in 

der Praxis die meisten Unternehmer auf die pau-
schale Ermittlungsmethode zurück.

Wie sind die Tabellen zu lesen?

Der Pauschbetrag für das erste Halbjahr 2021 
(01.01.2021 bis 30.06.2021) und für das zweite 
Halbjahr 2021 (01.07.2021 bis 31.12.2021) stellt je-
weils einen Halbjahreswert für eine Person dar. 
Für Kinder bis zum vollendeten zweiten Lebens-
jahr entfällt der Ansatz eines Pauschbetrags. Bis 
zum vollendeten zwölften Lebensjahr ist die Hälf-
te des jeweiligen Werts anzusetzen. Bei gemisch-
ten Betrieben (Fleischerei/Metzgerei oder Bäckerei 
mit Lebensmittelangebot oder Gaststätten) ist nur 
der jeweils höhere Pauschbetrag der entsprechen-
den Gewerbeklasse anzusetzen.� ■
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Werden Betriebe 
nachweislich aufgrund 
einer landesrechtli­
chen Verordnung, einer 
kommunalen Allge­
meinverfügung oder 
einer behördlichen 
Anweisung vollständig 
wegen der Corona-Pan­
demie geschlossen, 
kann in diesen Fällen ein 
zeitanteiliger Ansatz der 
Pauschbeträge erfolgen.

Hinweis

Informationen zu dieser 
Thematik finden Sie im 
Downloadbereich unter: 
www.lohn-und- 
gehaltsprofi.de

Download

Sachentnahmen im ersten Halbjahr 2021 (Auszug)

Wert für eine Person ohne Umsatzsteuer vom 1.1.2021 – 30.6.2021

ermäßigter Steuersatz voller Steuersatz insgesamt

Gewerbezweig

Bäckerei 664,00 € 154,00 € 818,00 € 

Fleischerei/Metzgerei 637,00 € 255,00 € 892,00 € 

Gaststätten aller Art

 – mit Abgabe von kalten Speisen 731,00 € 376,00 € 1.107,00 € 

 – mit Abgabe von kalten u. warmen Speisen 1.247,00 € 443,00 € 1.690,00 € 

Getränkeeinzelhandel 54,00 € 155,00 € 209,00 €

EH = Einzelhandel


